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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Befreiung derjenigen Waren 
von den Einfuhrabgaben, die von Privatpersonen aus Drittländern in Kleinsendungen 
nichtkommerzieller Art an Privatpersonen im Zollgebiet der Gemeinschaft 
gesandt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 28, 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Titel II B der Einführenden Vorschriften 
zum Gemeinsamen Zolltarif wird auf Waren, die in 
Kleinsendungen an natürliche Personen eingehen, 
ein pauschaler Zollsatz von 10 vom Hundert des 
Wertes angewandt, soweit solchen Einfuhren keine 
kommerziellen Erwägungen zugrundeliegen. Auf 
Grund der Verordnung (EWG) Nr. 3539/73 des Rates 
vom 18. Dezember 1973 über die Abgabe bei der 
Einfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und 
unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden 
Waren in Kleinsendungen, denen keine kommer- 
ziellen Erwägungen zugrundeliegend), wird dieser 
Pauschalsatz an Stelle sämtlicher sonstiger Einfuhr- 
abgabesätze angewandt, die im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik sowie für unter die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren vorge- 
sehen sind. 

Mangels einer gemäß den Bestimmungen des Ver- 
trages erlassenen Zollbefreiung findet dieser Pau- 
schalzollsatz von 10 vom Hundert des Wertes auf 
die Einfuhren aller Kleinsendungen Anwendung, die 
die Voraussetzungen von Titel II B Absatz 2 der 
Einführenden Vorschriften zum Gemeinsamen Zoll- 
tarif erfüllen; unabhängig von der Person des Ab- 
senders gilt dies selbst dann, wenn es sich um Sen- 
dungen mit nur geringem Wert handelt. Der Emp- 
fänger der Sendung hat gemäß Absatz 3 dieses Titels 
II B und gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3539/73 lediglich die Möglichkeit, vor 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 361 
vom 29. Dezember 1973, S. 8 


Beginn der Zollabfertigung die Verzollung der Wa- 
ren nach den im Zolltarif für sie vorgesehenen Zoll- 
oder sonstigen Abgabensätzen zu beantragen. 

Die persönlichen Beziehungen zwischen Privatper- 
sonen mit Wohnsitz in Drittländern und solchen mit 
Wohnsitz in der Gemeinschaft können bei bestimm- 
ten Anlässen dazu führen, daß sich diese Personen 
gegenseitig Kleinsendungen mit hauptsächlich ge- 
fühlsbetontem und nur geringem materiellen Wert 
übersenden. 

Es erscheint für die Wirtschaft der Gemeinschaft 
nicht erforderlich, für die Waren in diesen Klein- 
sendungen den pauschalen Zoll in Höhe von 100 vom 
Hundert des Wertes oder die Zölle, Abgaben glei- 
cher Wirkung, Abschöpfungen oder anderen Einfuhr- 
abgaben zu erheben, die im Rahmen der gemeinsa- 
men Agrarpolitik oder im Rahmen der auf Grund 
von Artikel 235 des Vertrages für einige landwirt- 
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse erlassenen be- 
sonderen Verfahren vorgesehen sind. 

Der Gesamtwert der Kleinsendungen nichtkom- 
merzieller Art, die in den Genuß der Abgabenbe- 
freiung kommen können, darf jedoch 25 Rechnungs- 
einheiten nicht übersteigen. Um jede mißbräuch- 
liche Ausnutzung dieser Regelung zu verhindern, 
ist es außerdem angezeigt, diejenigen Sendungen 
von der Abgabenbefreiung auszuschließen, deren 
Gesamtwert diesen Betrag zwar nicht überschreitet, 
die jedoch gewisse hochsteuerbare Waren in Men- 
gen enthalten, die bestimmte Höchstmengen über- 
steigen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Waren, die von einer Privatperson aus einem 
Drittland als Kleinsendung nichtkommerzieller 
Art an eine andere Privatperson im Zollgebiet 
der Gemeinschaft gesandt werden, sind bei der 
Einfuhr von den Zöllen, Abgaben gleicher Wir- 
kung, Abschöpfungen oder anderen Einfuhrab- 
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gaben befreit, die im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik oder im Rahmen der auf Grund von 
Artikel 235 des Vertrages für einige landwirt- 
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse erlassenen 
besonderen Verfahren vorgesehen sind. 

2. Als Kleinsendung nichtkommerzieller Art im 
Sinne von Absatz 1 gelten Sendungen, die Waren 
enthalten, welche die folgenden Voraussetzun- 
gen erfüllen: 

— die Waren sind nicht dazu bestimmt, in den 
Handel gebracht zu werden und sind nach Art 
und Menge offenbar dem persönlichen Ge- 
und Verbrauch des Empfängers oder seiner 
Familie Vorbehalten? 

— die Versendung der Waren erfolgt nicht ge- 
gen Bezahlung irgendeiner Art durch den 
Empfänger-, 

— der Gesamtwert der Waren übersteigt nicht 
25 Rechnungseinheiten. 


oder 

— destillierte Getränke und Spirituosen, Ape- 
ritife aus Wein oder Alkohol, mit einem 
Alkoholgehalt von 22° oder weniger? 
Schaumweine, Likörweine 

1 Normalflasche 
(bis zu 1 1) 

oder 

— nicht schäumende Weine 2 Liter 

c) Parfüms 60 Gramm oder 

2 Unzen 

oder 

Toilettenwasser 1/4 Liter oder 

8 Unzen 


d) Kaffee 500 Gramm 

oder 

Kaffee-Extrakte und 

-Essenzen 200 Gramm 


Artikel 2 

1. Artikel 1 gilt für die nachstehend aufgeführten 
Waren nur im Rahmen der folgenden mengen- 
mäßigen Beschränkungen: 

a) Tabakwaren: 

50 Zigaretten 

oder 25 Zigarillos (Zigarren mit einem Stück- 
gewicht von höchstens 3 Gramm) 
oder 10 Zigarren 
oder 50 Gramm Rauchtabak 

b) alkoholische Getränke: 

— destillierte Getränke und Spirituosen, mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 22° 

1 Normalflasche 
(bis zu 1 1) 


e) Tee 100 Gramm 

oder 

Tee-Extrakte und -Essenzen 40 Gramm 

2. überschreiten die in Absatz 1 aufgeführten Wa- 
ren einer Sendung die für sie festgesetzten 
mengenmäßigen Beschränkungen, so ist die ge- 
samte Sendung von der Vergünstigung der Zoll- 
befreiung ausgeschlossen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. Januar 1975 — 1/4 — 680 70 — E — Ei 25/75: 

Dieser Vorschlag ist rriit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 31. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3177 


Begründung 

Die Kommission ist bereits mehrfach auf das Fehlen 
von Gemeinschaftsvorschriften hingewiesen worden, 
auf Grund deren Waren in Kleinsendungen nicht- 
kommerzieller Art, die von Privatpersonen an an- 
dere Privatpersonen im Zollgebiet der Gemeinschaft 
gesandt werden, von den Zöllen und sonstigen Ein- 
fuhrabgaben (Abschöpfungen usw.) befreit werden 
können. 

Gegenwärtig bestehen in jedem Mitgliedstaat solche 
Bestimmungen; sie weichen jedoch erheblich von- 
einander ab (teilweise bis zum doppelten Betrag), 
was völlig unvereinbar ist mit dem Gedanken der 
Gleichbehandlung aller Staatsangehörigen der Ge- 
meinschaft, worauf diese aber wegen des Bestehens 
der Zollunion und der gemeinsamen Agrarpolitik 
Anspruch haben. 

Die vorliegende Verordnung wurde zur Förderung 
der persönlichen und familiären Beziehungen zwi- 
schen Staatsangehörigen dritter Länder und solchen 
der Gemeinschaft geschaffen; sie geht auf die libe- 
ralsten der gegenwärtig in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten geltenden Bestimmungen zurück. Zur 
Verhinderung von Mißbräuchen gilt die Zollbe- 


freiung, die bis zu einem Warenwert von 25 RE ge- 
währt wird, für einige hochsteuerbare Waren (Ta- 
bakwaren, alkoholische Getränke, Kaffee, Tee, Par- 
füms, Toilettenwasser) nur im Rahmen von bestimm- 
ten Höchstmengen. 

; Gleichzeitig wird dem Rat übrigens ein Vorschlag 
einer auf Artikel 99 EWG-Vertrag gestützten Richt- 
j linie zur Annahme vorgelegt, mit der Waren in der- 
I artigen Kleinsendungen unter den gleichen Voraus- 
I Setzungen von den Steuern befreit werden sollen. 

I In Anbetracht der Tatsache, daß die Mitgliedstaaten 
I derartige Befreiungen bereits gewähren, sind die 
: Auswirkungen der von der Kommission vorgeschla- 
: genen Bestimmungen auf die Haushaltseinnahmen 
der Gemeinschaft sicherlich gering. Da jedoch in den 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Einfuhr von 
Kleinsendungen nichtkommerzieller Art nicht genü- 
gend statistische Angaben vorliegen, können diese 
Auswirkungen nicht genau beziffert werden. 

Diese Verordnung ist auf die Artikel 28, 43 und 
235 EWG-Vertrag gestützt und erfordert die Stel- 
lungnahme des Europäischen Parlaments. Angesichts 
des Gegenstandes dieser Verordnung scheint es zu- 
i dem angebracht, auch die Stellungnahme des Wirt- 
j Schafts- und Sozialausschusses einzuholen. 
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